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1. Einführung: Heide Süd ς ein Stadtteil für Wohnen, Arbeiten, 
Forschen und Erholen 

 
 

Wer sich heute in den Stadtteil Heide-Süd begibt, findet sich in einem modernen Neubauviertel 
mit überdurchschnittlich großen Grünanteil und attraktiven öffentlichen Freiflächen wieder.  
Rund 30 Jahre hat es gedauert bis der Stadtteil Heide-Süd sich soweit transformiert hat, dass 
man seine Entwicklung als weitestgehend abgeschlossen bewerten kann. Aus einem 
innerhalb der Stadt isolierten Gebiet ist ein modernes und lebenswertes Wohnquartier 
geworden.  
 
Wenn man sich die Ausgangslage der Stadt nach Abzug der ĂGruppe der Sowjetischen 
Streitkräfte in Deutschlandñ (GUS) im Jahr 1991 vor Augen führt, ist dies alles andere als 
selbstverständlich. Der wirtschaftliche Umbruch mit all seinen sozialen und demographischen 
Folgen stellte die Stadt Halle ebenso vor Herausforderungen wie der Zustand der 
städtebaulichen Substanz in den gründerzeitlichen Quartieren der Innenstadt. Darüber hinaus 
gab es stadtweit einen allgemeinen Erneuerungsbedarf im Bereich der städtischen 
Infrastrukturen.  
  
Trotz der immensen Herausforderungen, die mit der Entwicklung einer der größten 
Konversionsflächen in der Bundesrepublik verbunden waren, war die Stadt Halle sich auch 
der ungeheuren Potentiale für die Stadtentwicklung bewusst, die in einer Revitalisierung der 
Flächen steckte. Schon 1991 begannen deswegen die kommunalen Planungen mit dem 
Beschluss zur Aufstellung eines Bebauungsplanes Heide-Süd für das gesamte Areal mit über 
200 ha Fläche. 
 
Die Aufgabe, aus dem lange Zeit militärisch genutztem Stadtgebiet ein Quartier zu entwickeln, 
welches den heutigen Anforderungen des Planungs-, Bau-, Umwelt- und Naturschutzrechtes 
gerecht wird, war gewaltig.  Nicht nur, dass das Areal knapp die 3-fache Größe der Altstadt 
von Halle besaß, auch die Beseitigung der Altlasten aus über 50 Jahren militärischer Nutzung 
in Form von Tanklagern, Grundwasserverunreinigungen und sonstigen Altlasten verdeutlicht 
die Kraftanstrengung, die nur mit der Zusammenarbeit diverser Akteure und unter Nutzung 
unterschiedlicher Förderkulissen für die Stadt zu stemmen war.  
 
Vor diesem Hintergrund erfolgte im Jahr 1995 der Ausweisung einer städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme. Der Begriff entstammt dem Baugesetzbuch, das für besondere 
städtebauliche Situationen und Stadträume größerer Dimensionen (Militär-, Industrie-, 
Bahnbrachen etc.) das sogenannte ĂEntwicklungsrechtñ als stªdtebauliches Rechtsinstrument 
bereithält, um ihre Revitalisierung besser lenken zu können. Mit städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahmen sollen Ortsteile und andere Teile des Gemeindegebiets 
entsprechend ihrer besonderen Bedeutung für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
der Gemeinde erstmalig entwickelt oder im Rahmen einer städtebaulichen Neuordnung einer 
neuen Entwicklung zugeführt werden.  
 
Für annähernd das gesamte Gebiet wurde nach und nach Planungsrecht durch qualifizierte 
Bebauungspläne geschaffen. Eine der Entwicklungsschwerpunkte lag dabei auf der Schaffung 
von Planungsrecht für hochwertige Wohnnutzungen, mit einem besonderen Schwerpunkt auf 
Ein- bzw. Zweifamilienhäusern 1998 zogen die ersten Anwohner in den damals neuen Stadtteil 
Heide-Süd, inzwischen leben hier ca. 4.500 Menschen. Fast alle Grundstücke für die 
Wohnnutzung wurden inzwischen bebaut oder vermarktet.  
 
Zur Attraktivität des Stadtteils trägt auch die Qualität der geschaffenen Grün- und Freiflächen 
bei. Der Stadtteil ist durch einen sehr hohen Anteil an öffentlichen Freiflächen gekennzeichnet. 
Zentral gelegen befindet sich der Stadtteilpark òGr¿nes Dreieckò, dessen Ăgr¿ne Fingerñ sich 

https://www.bing.com/ck/a?!&&p=7abf2d3189692ca8JmltdHM9MTY5MTcxMjAwMCZpZ3VpZD0zMzdjOWNkNi02ODkwLTYyNTItMjExYS04Y2E1NjlmYjYzNjcmaW5zaWQ9NTY5Nw&ptn=3&hsh=3&fclid=337c9cd6-6890-6252-211a-8ca569fb6367&psq=gus+truppen&u=a1aHR0cHM6Ly9kZS53aWtpcGVkaWEub3JnL3dpa2kvR3J1cHBlX2Rlcl9Tb3dqZXRpc2NoZW5fU3RyZWl0a3IlQzMlQTRmdGVfaW5fRGV1dHNjaGxhbmQ&ntb=1
https://www.bing.com/ck/a?!&&p=7abf2d3189692ca8JmltdHM9MTY5MTcxMjAwMCZpZ3VpZD0zMzdjOWNkNi02ODkwLTYyNTItMjExYS04Y2E1NjlmYjYzNjcmaW5zaWQ9NTY5Nw&ptn=3&hsh=3&fclid=337c9cd6-6890-6252-211a-8ca569fb6367&psq=gus+truppen&u=a1aHR0cHM6Ly9kZS53aWtpcGVkaWEub3JnL3dpa2kvR3J1cHBlX2Rlcl9Tb3dqZXRpc2NoZW5fU3RyZWl0a3IlQzMlQTRmdGVfaW5fRGV1dHNjaGxhbmQ&ntb=1
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mit den umliegenden Grünflächen vernetzen. Der zwischen Heide-Süd und Halle Neustadt 
gelegene Park òWeinbergwiesenñ (ca. 60 ha) besitzt gesamtstªdtische Bedeutung. Er 
verbindet u. a. die Naherholungsgebiete Dölauer Heide und Peißnitz. 
 
Die Vision für den Stadtteil Heide Süd sah auch eine Ansiedlung von Wissenschaft und 
forschungsnaher Wirtschaft vor. Mit dem Technologiepark Weinberg Campus ist inzwischen 
in Heide Süd und Kröllwitz der größte Technologiepark Mitteldeutschlands entstanden, an dem 
6000 Menschen in über 100 Unternehmen beschäftigt sind.  
 
In Heide Süd entstand außerdem ein Universitäts-Campus für die naturwissenschaftlichen 
Zweige der Martin- Luther-Universität.  Inzwischen studieren hier ca. 8000 junge Menschen 
Mathematik, Informatik, Physik, Chemie, Geowissenschaften und Geographie, Agrar- und 
Ernährungswissenschaften sowie Sportwissenschaften.  Für die Nutzung durch die Universität 
wurden vormals militärisch genutzte Gebäude saniert und neben der Universität auch durch 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen bezogen. Ergänzt wird der Campus durch 
Neubauten wie bspw. Hörsaalgebäude, Mensaï Künftig wird es auch noch ein Sportzentrum 
für den Hochschulsport geben.  
 
Dieser Bericht soll nun für alle interessierten Leserinnen und Leser überblicksartig darstellen, 
welche Entwicklung sich in Heide-Süd vollzogen hat, welche Ziele die Stadt verfolgt hat und 
wie der Zielerreichungsgrad sich heute darstellt.  
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2. Ausgangssituation 
2.1 Einordnung im Stadtgebiet  
 
Der Stadtteil Heide-Süd befindet sich im Nordwesten der Stadt Halle, in nur drei Kilometern 
Luftlinienentfernung zum historischen Zentrum. Gelegen zwischen den Stadtteilen Halle-
Neustadt und Kröllwitz ist der Stadtteil landschaftlich reizvoll zwischen den 
Naherholungsgebieten Dölauer Heide und der Peißnitz eingebettet. Mit einer Größe von ca. 
210 ha ist der Stadtteil etwa dreimal so groß wie Halles Altstadt. Durch die gute Anbindung an 
das übergeordnete Straßennetz, den öffentlichen Nahverkehr mit Straßenbahn- und Bus, 
sowie das Fuß- und Radwegenetz ist heute eine sehr gute Erreichbarkeit aus dem 
Stadtzentrum sowie auch aus den angrenzenden Stadtteilen gegeben.  
 
Bevor die Entwicklungsmaßnahme ausgewiesen wurde, war das zuletzt militärisch genutzte 
Gelände mit einer geschlossenen Mauer umgeben und war damit zur Außenwelt nahezu 
hermetisch abgeriegelt. Es stellte als "Stadt in der Stadt", mit jeglicher technischeren 
Infrastruktur ausgestattet, für die Hallenser Bevölkerung ein Niemandsland dar. 
Mit der Entwicklung als ein autarker Stadtbaustein konnte Heide Süd die bislang "klaffende 
Lücke" zwischen den Stadtteilen Kröllwitz und Halle-Neustadt schließen und komplettiert damit 
weitgehend die radiale Stadtstruktur Halles 
 

 
Abbildung 1: Lage des Entwicklungsgebietes Heide-Süd im Stadtgebiet Halle (Saale). Kartengrundlage: Stadtplan, 

Abt. Stadtvermessung   
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2.2 Historie und städtebauliche Entwicklung 
 
Bis 1847 wurden die Flächen des heutigen Stadtteils Heide-Süd landwirtschaftlich zum 
Weinanbau genutzt. Das Gebiet wurde zudem von einer Kohlebahn durchquert, die dem 
Transport von im Bereich des Heidesees geförderter Braunkohle zur Verschiffung auf der 
Wilden Saale diente. Die erste nachvollziehbare Besiedlung erfolgt mit dem Bau der 
ehemaligen "Königlichen Landesheil- und Pflegeanstalt zu Nietleben" (vgl. Abb. 2 und 3).   
 
1847-1934: Landesheilanstalt zu Nietleben 
Die zunächst für ca. 400 Patientinnen und Patienten geplante Anstalt vor den Toren der 
Stadt Halle wurde aus sechs miteinander verbundenen Gebäudeteilen gebildet, die ein Carré 
formten, mit großzügigem Innenhof, Wirtschafts- und Speichergebäude. 
 
Um die Wende zum 20. Jahrhundert gesellten sich zu den Hauptgebäuden dieser 
"reformierten" Anstalt Wohngebäude für Beamte, Ärzte und Pflegepersonal in villenartiger 
Bauweise sowie weitere Patientengebäude. Hinzu kamen außerdem die Anstaltskirche und 
das Gemeindehaus. Damit hatte die Anstalt gegen Ende des 19. Jahrhunderts eine 
Kapazität von 950 Patienten. Die architektonische Gestaltung der Gebäude erfolgte sehr 
schlicht im Stil italienischer Landhäuser, erkennbar u. a. an der relativ flachen Dachneigung 
sowie dem Dachüberstand der Gebäude.  
 

 
Abbildung 2 Anstaltskirche, Quelle: privates 
Fotoalbum Familie Linde 

 
Abbildung 3 Totalansicht Landesheilanstalt vom 
Weinberg aus, Quelle: privates Fotoalbum Familie 

Linde 

  
1934 - 1945: Heeres- und Luftnachrichtenschule 
Innerhalb von nur eineinhalb Jahren nahm der Gebäudebestand zwischen 1934 und 1935 
exorbitant zu, als die Landesheil- und Pflegeanstalt geschlossen und das Areal zur Heeres- 
und Luftnachrichtenschule entwickelt wurde. Insgesamt 160 Gebäude wurden errichtet. Dafür 
rollten täglich 40 Eisenbahnwaggons mit je 15 Tonnen Baustoffen auf das Gelände.  
Das Baugeschehen erfolgte unter dem Deckmantel der Errichtung einer "Nudelfabrik", weil der 
Aufbau der Luftwaffe, zu der auch die Nachrichtentruppen gehörten, aus dem Versailler 
Vertrag heraus untersagt war. 
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Die Anlage war in zwei funktional getrennte Bereiche gegliedert, den Schul- und den 
Wohnstättenkomplex. Die Schule bestand aus zwei großzügig angelegten Carrés, die an 
barocke Schlossanlagen erinnerten. Zwischen den beiden Komplexen der Heeres- und der 
Luftnachrichtenschule lag der Exerzierplatz mit zwei Pförtnerhäuschen im Eingangsbereich. 
Im rückwärtigen Bereich wurden die Mannschaftsunterkünfte errichtet. 
 
Als strukturell eigenständiger Teil der Kasernenanlage reihten sich sieben in sich 
geschlossene Kasernenhöfe entlang der Ringallee auf. Sie bestanden aus einem 
straßenbegleitenden Schulungsgebäude, zwei flankierenden Unterkunftsgebäuden und einer 
über 100 m langen Fahrzeuggarage. Die Ringallee, die den Straßenrand säumenden Platanen 
und die ausgedehnten Grünflächen zwischen den Häusern lassen die in den 1920er Jahren 
modern gewordene städtische Struktur der Gartenstadt erkennen. 
 
1945 - 1991: "Garnison Heide" der sowjetischen Streitkräfte 
Nach dem Ende des 3. Reiches im April 1945 wurde das nahezu unzerstörte Kasernengelände 
zunächst von der 104. Infanteriedivision "The Timber Wolves" der US-Armee besetzt. Ab 
Sommer 1945 übernahmen sowjetische Streitkräfte die Kasernenanlage. 
 
Bis 1991 waren in der "Garnison Heide" ständig bis zu 9.000 sowjetische Soldaten und 
Offiziere mit ihren Familien untergebracht. Das Garnisonsgelände wurde mit einer 
geschlossenen Mauer umgeben und war damit zur Außenwelt nahezu hermetisch abgeriegelt.  
 
Der vorhandene Gebäudebestand wurde durch die sowjetische Garnison voll belegt und im 
Verlauf der 45 Nutzungsjahre durch mehrere Wohngebäude und eine Vielzahl von 
Fahrzeuggaragen, Werkstattgebäuden und Tankstellen ergänzt. Unterlassene und nicht 
fachgerechte Instandsetzungsarbeiten, unzweckmäßige Nutzungen - besonders der Bereiche 
der ehemaligen Landesheilanstalt - führten bis 1990 zum weitgehenden Verschleiß der 
Gebäudesubstanz und Außenanlagen. 

 
Abbildung 4  Manschaftsunterkünfte, 1935. Quelle: 
Stadtarchiv 

 
Abbildung 5 Heeres- und Luftnachrichtenschule, 
Schulkomplex 1935.  Quelle: Stadtarchiv 
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Abbildung 6 Gebäudebestand Heide Süd 1990, Quelle: Stadtarchiv 

Die als Krankenpavillons der ehemaligen Landesheilanstalt errichteten Klinkerbauten waren 
als Offizierslazarett mit Röntgenstation, Apotheke und Behandlungszimmern eingerichtet. Die 
ehemalige Anstaltskirche hatte man als Turnhalle, das benachbarte Gesellschaftshaus als 
Basketballsaal umfunktioniert. Ein Gebäudeteil der ehemaligen Anstalt war als 
Garnisonsgefängnis zweckentfremdet. Unweit der Kirche befand sich der Wirtschaftsbereich 
der Garnison mit eigener Schweinemastanlage. Im gesamten Gelände verteilt fanden sich 
Tankstellen mit Tanklagern für Öl und Benzin. Die Lehrgebäude der ehemaligen Heeres- und 
Luftnachrichtenschule wurden entsprechend weitergenutzt, ebenso das Offizierskasino, 
Versorgungsbauten und Unterkunftsgebäude. 
 

 
Abbildung 7: Offizierskasino, innen, Quelle: 
Stadtarchiv 

 
Abbildung 8 Umnutzung Anstaltskirche in Sporthalle, 
Quelle: Stadtarchiv 
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Die russische Garnison Heide wurde im Juli 
1991 offiziell durch den damaligen 
Oberbürgermeister der Stadt Halle (Saale), 
Dr. Klaus Rauen, zur Rückkehr in Ihre Heimat 
verabschiedet.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nutzung von Teilgebiet durch die Staatssicherheit 1969- 1989 
Innerhalb des Entwicklungsgebietes befinden sich auch Überreste der Gebäude und 
Außenanlagen der ehemaligen Bezirksverwaltung des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) 
(Gimritzer Damm; Blücherstraße, Selkestraße).  Insgesamt umfasste das Areal eine Fläche 
von ca. 10,8 ha.  Es wurde zu wesentlichen Teilen zwischen 1969 und 1974 errichtet und bis 
1982/1985 sowie 1988 um weitere Gebäude ergänzt.  Zu den Gebäuden gehörten 
Verwaltungsbauten, Sozialgebäude, Schulungsgebäude, Medizinischer Dienst, zahlreiche 
Garagen, gestaltete Freiflachen und die das Gelände abschirmenden und zugleich sichernden 
Mauern, Zaune und Wachtürme. Die Bezirksverwaltung (BV) Halle des MfS war zuständig für 
31 Abteilungen, 23 Kreisdienststellen und 3 Objektdienststellen (Leuna, Buna, Bitterfeld). 1989 
waren allein in der Bezirksverwaltung 1919 Mitarbeiter beschäftigt. Die ehemalige 
Bezirksverwaltung Halle des Ministeriums für Staatssicherheit und Kreisdirektion Halle-
Neustadt wurde 2021 durch Denkmalausweisung nach § 2 (2) 1 DenkmSchG LSA als 
Baudenkmal ausgewiesen.  Die zum Baudenkmal gehörenden denkmalkonstituierende 
Bauten, Ausstattungsstücke und Zubehör sind in Abb. 9 dargestellt. 
 

Abbildung 9 Verabschiedung der sowjetischen 
Streitkräfte 1991 durch OB Dr. Rauen, Quelle. 
Stadtarchiv  
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Abbildung 10 Übersicht Denkmalbereich Bezirksdirektion. Quelle; Denkmalausweisung des Landesamtes für 
Denkmalpflege und Archäologie, 2021 

 
Vorbereitung der Nachnutzung: 1991-1994 
Nach dem Abzug der GUS-Truppen gingen die Flächen der ehemaligen Garnison in das 
Eigentum des Bundes über. Die Stadt Halle (Saale) war sich trotz des Zustandes der 
ungeheuren Potentiale für die Stadtentwicklung, die in einer Revitalisierung der Flächen 
steckte, bewusst. 
 
Ein erster Anspruch der Stadt Halle auf das ehemalige Garnisonsgelände wurde bereits 
Mitte 1991 durch den Stadtratsbeschluss zur Aufstellung eines Bebauungsplanes Nr. 32 
Heide-Süd geltend gemacht.  Im Anschluss daran erfolgten erste Voruntersuchungen zur 
Ausweisung eines Entwicklungsgebiets und eine Rahmenplanung sowie ein 
Nutzungskonzept erarbeitet.  
 
1994 kam es zum Abschluss des Kaufvertrages 
zwischen Bund und Stadt Halle (Saale) über 134 
ha der ehemaligen Garnison. Das Land Sachsen-
Anhalt erwarb im gleichen Zeitraum ca. 19 ha der 
Konversionsfläche zur Nutzung für universitäre 
Zwecke.  
 
Eine der wesentlichen Aufgaben für die Stadt 
Halle bestand zunächst in der Beseitigung der 
aufgrund der jahrelangen militärischen Nutzung 
verursachten Altlasten. Bereits durch den Bund 
waren frühzeitig erste grobe Untersuchungen in 
Auftrag gegeben worden, die eine Vielzahl von 
Altlastenverdachtsflächen festgestellt haben. 
Hinzu kamen Kampfmittel aus unterschiedlichsten Epochen, die zu beseitigen waren 

Abbildung 11: Abriss Gebäude in Heide Süd. Quelle: 
Stadtarchiv 
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3 Das Entwicklungsgebiet Heide Süd  
 

3.1 Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
 
Verbunden mit dem Investitions- und Wohnungsbaulandgesetz, das 1993 in Kraft trat, wurde 
das Instrument der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme in das Dauerrecht des 
Baugesetzbuchs (BauGB) übernommen (§§ 165-171 BauGB).  
 
§165 BauGB (2): ĂMit städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen [é] sollen Ortsteile und 
andere Teile des Gemeindegebiets entsprechend ihrer besonderen Bedeutung für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung der Gemeinde oder entsprechend der angestrebten 
Entwicklung des Landesgebiets oder der Region erstmalig entwickelt oder im Rahmen einer 
städtebaulichen Neuordnung einer neuen Entwicklung zugeführt werdenñ. 
 
Das Baugesetzbuch stellt unter dem § 165 das gesamte Verfahren für die Aufstellung einer 
Entwicklungssatzung dar: von den inhaltlichen Voraussetzungen und der Gebietsauswahl über 
die vorbereitenden Untersuchungen (VU) bis zur förmlichen Festlegung durch kommunale 
Satzung und anschließenden Mitteilungspflichten ans Grundbuchamt.  
 
Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen sind durch folgende bodenpolitische Merkmale 
gekennzeichnet1: 

- Sachliches und zeitliches Sonderrecht (Verpflichtung zur zügigen Durchführung) 
- Städtebauliche Gesamtmaßnahme (koordinierte Entwicklung nach flächendeckendem 

Gesamtkonzept, es sind ohne Verzug Bebauungspläne für den Geltungsbereich 
aufzustellen) 

- Besondere finanzierungsrechtliche und förderungsrechtliche Vorschriften 
- Besondere bodenrechtliche Befugnisse (u.a. besondere Genehmigungspflichten, 

Vorkaufsrechte) 
 
Während viele der o.g. Merkmale auch auf Sanierungsgebiete zutreffen, gelten für 
Entwicklungsmaßnahmen folgende Besonderheiten:  

- Es besteht eine umfassende Grunderwerbspflicht. Die Gemeinde soll gemäß § 166 
Abs. 3 BauGB Ădie Grundst¿cke im stªdtebaulichen Entwicklungsbereich erwerbenñ.  

- Gemäß § 169 Abs. 3 ist die Enteignung in einem städtebaulichen Entwicklungsgebiet 
auch ohne Bebauungsplan möglich. Aus diesem Grund sind die inhaltlichen 
Voraussetzungen für die Festlegung einer Entwicklungssatzung durch die Gemeinde 
vergleichsweise streng, und EntwicklungsmaÇnahmen werden auch als Ăschªrfstes 
Schwertñ im Stªdtebaurecht bezeichnet2. Das Vorliegen der entsprechenden 
Festlegungsvoraussetzungen muss gemäß § 165 Abs. 4 im Rahmen von 
vorbereitenden Untersuchungen nachgewiesen werden.  

 

Darüber hinaus verfolgen Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen auch distributive 
Zwecke3, wie bspw. die Verhinderung von Bodenspekulation, die Nutzbarmachung 
maßnahmenbedingter Bodenwertsteigerungen für die Allgemeinheit und damit verbunden die 
Finanzierung entwicklungsbedingter Infrastrukturmaßnahmen, die Mobilisierung von Bauland 
zur Schaffung von Bauland zur Schaffung von Eigentum für weite Kreise der Bevölkerung.  
Aufgrund ihrer Komplexität sind Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen nur mit einem 
erheblichen Personaleinsatz zu bewältigen. Aus diesem Grund eröffnet das Baugesetzbuch 
mit Ä 167 die Mºglichkeit der ¦bertragung von Aufgaben an Ăgeeignete Beauftragteñ, 

                                                
1  ĂBauland durch städtebauliche Entwicklungsmaßnahmenñ, Lemmen, Franz-Josef, 1993, S.6 
2  Runkel 2008, zit. Schmidt-Eichstädt, Komm.z. BauGB, 85, § 165, Rn. 2; Mai 2013 
3 ĂBauland durch städtebauliche Entwicklungsmaßnahmenñ, Lemmen, Franz-Josef, 1993, Lemmen 
1993, S.99 
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insbesondere an einen Entwicklungsträger - ähnlich des Sanierungsträgers in einem 
Sanierungsgebiet.  
 
Der heutige Stadtteil Heide-Süd eignete sich aus verschiedenen Gründen also sehr gut für das 
Instrument der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme.  
 
Allein die Größe des zu entwickelnden Gebiets des ehemaligen Garnisonsgeländes mit über 
200 ha Fläche verdeutlicht, dass es sich um eine für die Stadt Ăbesondere städtebauliche 
Maßnahmeñ handelte, die nur als GesamtmaÇnahme umgesetzt werden konnte. Auch das 
Vorliegen eines öffentlichen Interesses für die Umnutzung lag auf der Hand.  Vor dem 
Hintergrund der sozialen, demographischen und wirtschaftlichen Herausforderungen kurz 
nach der Wende, barg die Fläche aufgrund ihrer Lage, Größe und Verfügbarkeit für die 
Gemeinde trotz der vorhandenen Altlastenproblematik große Potentiale. Die vorhandenen 
baulichen Zeitzeugen der wechselseitigen Geschichte des Stadtteils Heide-Süd machen 
neben den erwähnten bestehenden Grünstrukturen den besonderen Reiz des Areals aus und 
verschaffen dem zu bildenden neuen Stadtteil wesentliche Vorteile gegenüber vergleichbaren 
Stadterweiterungen auf der Ăgr¿nen Wieseñ. Der erhaltenswerte Gebªudebestand wurde 
ebenso in die Planung integriert wie die Ringstraße als Haupterschließung und die 
vorhandenen Bäume.  
 
Die Stadt Halle (Saale) hat von der Bundesrepublik Deutschland am 8. Dezember 1994 einen 
überwiegenden Teil des ehemals militärisch genutzten Garnisonsgeländes ĂHeide" erworben 
und ist damit seiner umfassenden Grunderwerbspflicht nachgekommen. Die erste Aufgabe 
der Stadt für die Zeit nach dem Erwerb bestand zunächst darin, den Zutritt zu regeln, um 
Gefahren für die Allgemeinheit auszuschließen. Das Gelände musste dafür zunächst von 
Altlasten beräumt werden und die noch vorhandenen Gebäude, Gruben, Tankanlagen und 
sonstige auf der Liegenschaft verbliebene Gerätschaften gesichert werden.  
Insgesamt wurden über 920.000 Tonnen Boden behandelt und wieder eingebaut oder 
entsorgt. Darüber hinaus wurden in erheblichem Umfang Massen kontaminierter Bausubstanz, 
Tankanlagen, Asbest und Kampfmittel entsorgt.  
 

 
Abbildung 12 Gebäudebestand 1991 

 
Abbildung 13 Gebäudebestand 1997 

 

Erst dann konnte mit den städtebaulichen Planungen begonnen werden. Zur Durchführung 
der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme nach § 165 BauGB auf dem erworbenen 
Gelände hat der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) am 12. April 1995 die Satzung über die 
fºrmliche Festlegung des Entwicklungsbereiches Halle (Saale) ĂHeide-S¿dñ beschlossen. 
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3.2 Entwicklungsziele 
 
Die Entwicklungsziele werden in der Begründung zur Entwicklungsatzung aufgeführt.  
  
Demnach soll Heide Süd in Abstimmung mit dem Bund und dem Land Sachsen- Anhalt 
entwickelt werden als  
- zweiter Schwerpunkt (neben der Innenstadt) für die Erweiterung der Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg mit Forschungs- und Lehreinrichtungen (insbesondere für 
Naturwissenschaften),  
- Standort für außeruniversitäre Forschungs- und Wissenschaftseinrichtungen (wie Max-
Planck-Institute, Einrichtungen der Blauen Liste u. a.),  
- Entwicklungsschwerpunkt für Technologie-, Gewerbe- und Dienstleistungsunternehmen im  
Zusammenhang mit der Universität, den genannten außeruniversitären Einrichtungen und  
dem Technologie- und Gründerzentrum Am Weinberg,  
- Standort für Bundes- und Landesbehörden, 
- geeigneter Standort für Gemeinbedarfseinrichtungen (z. B. Neubau eines Krankenhauses)  
und für in Heide-Süd und Umgebung ansässige Unternehmen (Kongress- und 
Tagungszentrum, Ausstellung, Hotel, Gastronomie u. a.),  
- Schwerpunkt für den Wohnungsbau für 4000 - 5000 Einwohner, wobei der soziale  
Wohnungsbau gebührend berücksichtigt werden soll.  
 
Durch den Ausbau der Lehr- und Forschungseinrichtungen können Ziele der Landesplanung 
umgesetzt werden.  
 
Als Entwicklungsschwerpunkt 
innerhalb der Stadt Heide-Süd 
zugleich Entlastungsfunktionen für die 
Innenstadt.  In der 
Wohnungsbauentwicklungsplanung 
ist Heide-Süd die größte 
zusammenhängende kommunale 
Fläche, die durch die Stadt kurz- und 
mittelfristig entwickelt werden kann.  
Teile der vorhandenen Bausubstanz 
(ehem. Landeskrankenanstalt aus 
dem 19. Jahrhundert, Heeres und 
Luftwaffennachrichtenschule 
1936/38) stehen unter 
Denkmalschutz. Konkretisiert und 
fortgeschrieben wurden die 
Entwicklungsziele durch die im 
weiteren Zeitverlauf beschlossenen 
städtebaulichen Planungen, 
insbesondere die 
Teilbebauungspläne des 
Bebauungsplanes Nr. 32 (s. Kapitel 
3.3).  
 
  

Abbildung 14 Masterplan Heide Süd 1995 
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3.3 Städtebauliche Planungen 
 
Neben der gemªÇ Ä 165 BauGB erforderlichen ĂEntwicklungssatzungñ hat die Gemeinde 
gemäß § 166 auch die Pflicht, für den städtebaulichen Entwicklungsbereich ohne Verzug 
Bebauungspläne aufzustellen und alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
vorgesehene Entwicklung im städtebaulichen Entwicklungsbereich zu verwirklichen. Die 
Bebauungspläne stellen eine Fortschreibung und Detaillierung der Entwicklungsziele dar.  
 
Grundlage für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Bauvorhaben (z. B. Wohnhäuser, 
Garagen, bauliche Nebenanlagen) sind die Bebauungspläne Heide-Süd. Die Bebauungspläne 
(B-Pläne) sind in der Folge ihrer geplanten, und überwiegend auch erlangten Rechtskraft (ab 
1997) mit den Ziffern 32.1, 32.3, 32.4, 32.5, 32.6, 32.7, 32.8, 32.9 und 32.10 bezeichnet. 
 
In den Bebauungspläne Nr. 32.1, 32.5, 32.6, 32.7, 32.8, 32.9 und 32.10 Heide Süd schafften 
überwiegend Planungsrecht für die Wohnnutzung, ergänzt durch die Versorgung der Gebiete 
dienende Nutzungen.  
 
Die Bebauungspläne Nr. 32.3 und 32.4 waren die Grundlage für die Entwicklung des 
Technologieparks.  
 
Der Bebauungsplan Nr. 32.2. war ursprünglich der Planungsrechtschaffung für das Teilgebiet 
der Landesliegenschaften um den in Heide-Süd gelegenen Universitätscampus vorbehalten. 
Allerdings erübrigte sich für diese Flächen die Aufstellung eines Bebauungsplanes aus 
folgenden Gründen: 

- Aufgrund der vorgesehenen Umnutzung des umfangreichen baulichen Bestandes gab 
es im Bereich der Landesliegenschaften einen sogen. Bebauungszusammenhang, der 
Genehmigungsgrundlage für die Beurteilung von Vorhaben auf der Grundlage von § 
34 BauGB bildete. Damit bestand kein unmittelbares Planerfordernis, wie etwa auf den 
Flächen, welche die Stadt Halle für den Wohnungsbau auf den südlich anschließenden 
Teilen der ehem. militärischen Liegenschaften entwickelte.  

- Die Entwicklung der Landesliegenschaften erfolgte in enger Abstimmung mit dem 
Entwicklungsträger und der Stadt Halle (Saale) entsprechend der formulierten 
Entwicklungsziele. Das Land Sachsen-Anhalt realisierte auf der ca. 19 ha großen 
Fläche einen naturwissenschaftlichen Campus der Martin-Luther-Universität. 
Regelmäßige jour-fixe Termine mit Vertretenden der Universität, das Landesbetriebs 
Bau, des Entwicklungsträgers und der Stadt Halle sicherten die strategische 
Ausrichtung der Planung entsprechend der Entwicklungsziele. Ein Masterplan der 
Universität stellte die entwicklungszielkonformen Investitionsabsichten auf den 
Landesliegenschaften dar. 
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Abbildung 15 - Masterplan des Landesbetriebs Bau vom 1.8.2005 Plan Nr. 0506-VE 10, Entwurfsverfasser: 

Dane Landschaftsarchitekten BDLA 

Im Bereich der Süd-Ost-Ecke des Hubertusplatzes wurde mit dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 165 Planungsrecht für einen Verbrauchermarkt geschaffen, der auch die 
Nahversorgungsfunktion der Teile des Wohngebietes Heide-Süd erfüllte. 
 
Mit folgenden Beschlüssen und städtebaulichen Planungen im Rahmen der 
Entwicklungsmaßnahme (chronologisch) hat die Stadt den Vorgaben des Entwicklungsrechts 
entsprochen:  
 
10.07.1991 Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zur Aufstellung des 

Bebauungsplanes Nr. 32 Heide-Süd 
22.09.1993 Beschluss der Stadtverordnetenversammlung Halle zur Rahmenplanung und 

zum Nutzungskonzept für Heide-Süd 
15.12.1993  Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zur Einleitung einer 

städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme und Durchführung einer 
vorbereitenden Untersuchung 

12.04.1995  Stadtratsbeschluss über die Entwicklungsatzung Heide-Süd 
03.11.1995 Bekanntmachung der Entwicklungsatzung im Amtsblatt 
01.-11.1995 kooperatives Planungsverfahren für die Masterplanung des 1. Bauabschnitts 

Wohnungsbau 
02.04.1997 Satzungsbeschlüsse des Stadtrates zu den Bebauungsplänen Nr. 32.1 

(Wohnungsbau 1. Bauabschnitt) sowie 32.3 und 32.4 Wissenschaft und 
Innovationspark (WIP) 2. und 3. Bauabschnitt 

04.03.1999 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.7 Heide Süd 
04.03.1999 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.5 Heide Süd 
24.03.1999  Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.1 Heide Süd, 1. Änderung  
19.11.2003 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.8 Heide Süd 
03.05.2005 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.5 Heide Süd, 1. Änderung  
14.12.2005 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.9 Heide Süd 
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2013  städtebaulicher Wettbewerb 32.6 
29.06.2011  Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.3 Heide Süd, 2. Änderung 
31.08.2011 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.8 Heide Süd, 1. Änderung  
24.10.2014 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.10 Heide Süd 
15.11.2015  Satzungsbeschluss vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 165  
11.11.2017 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.6 Heide Süd 
22.11.2017 Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.4 Heide Süd, 1. Änderung 1. Teil 
25.04.2018    Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 32.3 Heide Süd, 3. Änderung 
13.09.2022  Satzungsbeschluss 32.5 Heide Süd, 2. Änderung 
 

 
Abbildung 16 Übersicht über die rechtkräftigen Bebauungspläne in Heide-Süd, Stand 8/24 

Im Folgenden soll ein kurzer inhaltlicher Überblick über die verschiedenen Bebauungspläne 
gegeben werden.  Die Visualisierungen beinhalten jeweils einen Kartenausschnitt aus dem 
Amtlichen Stadtplan Stadt Halle (Saale) sowie ein Luftbild (Drohnenaufnahme vom 
21.08.2023; Quelle: Fachbereich Städtebau und Bauordnung, Abteilung Stadtvermessung).  
 
Bebauungspläne zur Umsetzung des Entwicklungsziels ĂWohnungsbauñ.  
 
Bebauungsplan Nr. 32.1 Heide Süd:  
Das Plangebiet befindet sich an der Scharnhorststraße und der Gneisenaustraße im 
Stadtviertel Heide-Süd. Es sind Reine Wohngebiete gemäß § 3 BauNVO, Allgemeine 
Wohngebiete gemäß § 4 BauNVO sowie Verkehrsflächen und Grünflächen festgesetzt. 
Der Bebauungsplan Nr. 32.1 hat zwei Änderungen erfahren. 
 
Inkrafttreten 
Der Bebauungsplan ist am 27. November 1997 in Kraft getreten. 
Die 1. Änderung ist am 06. April 2000 in Kraft getreten. 
Die 2. Änderung ist am 02. Juli 2003 in Kraft getreten.  
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Bebauungsplan Nr. 32.5 Heide Süd 
Das Plangebiet befindet sich an der Scharnhorststraße und der Yorkstraße im Stadtviertel 
Heide-Süd. Es sind Reine Wohngebiete gemäß § 3 BauNVO, Allgemeine Wohngebiete gemäß 
§ 4 BauNVO, Flächen für den Gemeinbedarf sowie Verkehrsflächen und Grünflächen 
festgesetzt. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 32.5 hat zwei Änderungen erfahren. 
 
Der Bebauungsplan ist am 04. März 1999 in Kraft getreten. 
Die 1. Änderung ist am 03. Mai 2005 in Kraft getreten. 
Die 2. Änderung ist am 06.04.2023 in Kraft getreten.  
 

  
 
Bebauungsplan Nr. 32.6 Heide Süd 
Das Plangebiet befindet zwischen der ScharnhorststraÇe und dem Stadtteilpark ĂGr¿nes 
Dreieckñ im Stadtviertel Heide-Süd. Durch den Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Errichtung von Wohnbebauung am Standort getroffen werden. Es 
sind Allgemeine Wohngebiete gemäß § 4 BauNVO sowie Straßenverkehrs- und Grünflächen 
festgesetzt. 
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Bebauungsplan Nr. 32.7 Heide Süd 
Das Plangebiet befindet sich an der Scharnhorststraße im Stadtviertel Heide-Süd. Es sind 
Reine Wohngebiete gemäß § 3 BauNVO, Allgemeine Wohngebiete gemäß § 4 BauNVO sowie 
Verkehrsflächen und Grünflächen festgesetzt.  
 
Der Bebauungsplan ist am 04. März 1999 in Kraft getreten. 
 

  
 
Bebauungsplan Nr. 32.8 Heide Süd 
Das Plangebiet befindet sich an der Scharnhorststraße im Stadtviertel Heide-Süd. Es sind 
Reine Wohngebiete gemäß § 3 BauNVO, Allgemeine Wohngebiete gemäß § 4 BauNVO sowie 
Verkehrsflächen und Grünflächen festgesetzt. 
Der Bebauungsplan ist am 19. November 2003 in Kraft getreten. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 32.8 hat eine Änderung erfahren. Die 1. Änderung ist am 21. 
September 2011 in Kraft getreten. 
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Bebauungsplan Nr. 32.9 Heide Süd  
Das Plangebiet befindet sich an der Scharnhorststraße im Stadtviertel Heide-Süd. Es sind 
Reine Wohngebiete gemäß § 3 BauNVO, Allgemeine Wohngebiete gemäß § 4 BauNVO sowie 
Verkehrsflächen und Grünflächen festgesetzt. 
 
Der Bebauungsplan ist am 15. März 2006 in Kraft getreten. 

  
 
Bebauungsplan Nr. 32.10 Heide Süd  
Das Plangebiet befindet sich an der Scharnhorststraße im Stadtviertel Heide-Süd. Es sind 
Reine Wohngebiete gemäß § 3 BauNVO, Allgemeine Wohngebiete gemäß § 4 BauNVO sowie 
Verkehrsflächen und Grünflächen festgesetzt. 
 
Der Bebauungsplan ist am 24. Oktober 2014 in Kraft getreten. 
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Bebauungsplªne zur Umsetzung des Entwicklungsziels ĂArbeiten und Forschenñ 
 
Bebauungsplan Nr. 32.3 Heide Süd:  
Das Plangebiet befindet sich beidseitig der Blücherstraße im Stadtviertel Heide-Süd. Es sind 
Sondergebiete gemäß § 11 BauNVO, die der Ansiedlung von Unternehmen der Wissenschaft 
und Wirtschaft dienen, sowie Verkehrsflächen und Grünflächen festgesetzt. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 32.3 hat zwei Änderungen erfahren.  
Der Bebauungsplan ist am 29. Januar 1998 in Kraft getreten. Die 2. Änderung ist am 17. 
August 2011 in Kraft getreten. Die 3. Änderung ist am 30. Mai 2018 in Kraft getreten. 
 

  
 
 
Bebauungsplan Nr. 32.4 Heide Süd:  
Das Plangebiet befindet sich beidseitig der Blücherstraße im Stadtviertel Heide-Süd. Es sind 
Sondergebiete gemäß § 11 BauNVO, die der Ansiedlung von Unternehmen der Wissenschaft, 
der Wirtschaft und von Handel und Dienstleistungen dienen, sowie Verkehrsflächen und 
Grünflächen festgesetzt. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 32.4 hat eine Änderung erfahren. Der Bebauungsplan ist am 29. 
Januar 1998 in Kraft getreten. Die 1. Änderung (Teil 1) ist am 09. Dezember 2017 in Kraft 
getreten. 
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 165 Hubertusplatz 
Das Plangebiet mit der Adresse Hubertusplatz 1 a liegt im Stadtbezirk West im Stadtviertel 
Heide-Süd südwestlich der Heideallee. Das Areal wird im Nordwesten von der Straße 
Heidehäuser, im Nordosten durch die Heideallee, im Südosten durch das Gelände der Martin-
Luther-Universität und im Südwesten durch die Wohngrundstücke der Siedlung Heidehäuser 
begrenzt. 
 
Am Standort Hubertusplatz 1a war ein Lebensmittelmarkt vorhanden, dessen Erweiterung 
unter Einbeziehung der im Gebäude vorhandenen Leerstandsfläche geplant war. Da mit der 
geplanten Erweiterung des bestehenden Lebensmittelmarktes innerhalb des bestehenden 
Gebäudes die Grenze der Großflächigkeit überschritten wird, war hierfür die Aufstellung eines 
Bebauungsplans f¿r ein Sondergebiet ĂgroÇflªchiger Einzelhandelñ notwendig. Darüber 
hinaus diente der vorhabenbezogene Bebauungsplan der Sicherung einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung der 
Südostseite des Hubertusplatzes, da 
die Vorhabenplanung auch einen 
Ergänzungsneubau vorsieht. Innerhalb 
des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes sind 
planungsrechtliche Festsetzungen zur 
baulichen Nutzung und 
Freiflächengestaltung des Grundstücks 
Hubertusplatz 1 a getroffen. 
 
Der Vorhabenbezogene 
Bebauungsplan ist am 15. Januar 2016 
in Kraft getreten. 
 
 

3.5 Finanzierung 
Bei der Vorbereitung und Umsetzung der Entwicklungsmaßnahme sind zur Finanzierung 
neben Mitteln der Städtebauförderung zu Beginn Mittel zur Erschließung des Gebietes 
eingesetzt worden. Im Rahmen der Rückbaumaßnahmen und der weiteren Bauvorbereitung 
sind maßgeblich Mittel zur Arbeitsförderung zur Anwendung gekommen. Nach Abschluss der 
Bauvorbereitung konnte mit Mitteln der Arbeitsverwaltung der Weinberg in Heide-Süd 
wiederhergerichtet werden. 
 
Einen wesentlichen Beitrag zur Finanzierung der Gesamtmaßnahme haben Mittel aus dem 
Programm KONVER der EU geleistet. Diese sind für die komplette Erschließung des 
Technologieparks eingesetzt worden. Ein weiterer Fördergegenstand aus KONVER war die 
Renaturierung des gesamten südlichen Freiflächenbereichs unmittelbar angrenzend an Halle 
Neustadt. 
 
Um insbesondere Familien mit Kindern in Heide-Süd anzusiedeln, hat die Stadt zeitweilig 
finanzielle Unterstützung durch günstigere Grundstücksverkaufspreise angeboten, um die 
Attraktivität des Gebietes zu steigern. 
 
Die Gesamtkosten für die Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd gemäß Endverwendungs-
nachweis Heide-Süd belaufen sich auf 149.208.449,66 ú. Dabei wurden ca. 24.491.701,00 ú 
Fördermittel im Rahmen des Förderprogramms Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
verwendet, Eigenmittel zur Gegenfinanzierung der Städtebaufördermittel in Höhe von 
12.245.850,51 ú sowie weitere 72.205.806,44 ú aus Ausgleichsbetrªgen und 
Grundstückverkäufen. Darüber hinaus hat die Stadt zusätzliche Eigenmittel in Höhe von 
40.265.091,72 ú eingesetzt, um die Entwicklungsziele zu erreichen.  
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Die unerwartet hohen Aufwendungen tatsächlicher und finanzieller Art für die Beseitigung der 
auf der Liegenschaft vorhandenen Altlasten einschließlich der Grundwasserschäden, deren 
Ursache teilweise noch nicht abschließend festgestellt werden konnte, hat wesentlich zur 
langen Laufzeit der Gesamtmaßnahme beigetragen. So bedurfte es mehrerer Jahre bis die 
Liegenschaft aufgrund der Vielzahl der ungesicherten Gebäude und Tankanlagen und des 
herumliegenden Militärschrotts überhaupt gefahrlos für die Öffentlichkeit betreten werden 
konnte. 
 

 
Abbildung 17 Panzerhalle, Quelle: Stadtarchiv 

 
Abbildung 18: Übersicht über vorgefundene 
Tanklager. Quelle: Vorbereitende Untersuchung, 
1995 

 
Durch diese zeitliche Verzögerung kam es in der Folge zu nicht unerheblichen 
Vermarktungsschwierigkeiten für die Grundstücke, da ab dem Jahr 2000 ein Großteil der 
Nachfrage nach Grundstücken für den Mehrfamilienhausbau zunächst gedeckt war. Die 
Vorstellung, Geschosswohnungsbau in der zweifellos hervorragenden Lage der Stadt 
anzubieten, traf auf eine Nachfrage von Einfamilienhausbewerbern, die ursprünglich nicht 
vorrangige Zielgruppe gewesen waren. Dies hatte zur Folge, dass mit der weiteren 
Entwicklung vorrangig Einfamilienhausgrundstücke angeboten wurden. Dafür mussten 
Umplanungen und Änderungen der Bebauungspläne erfolgen, was ebenfalls zeitlich 
Verzögerungen mit sich brachte. 
 
Die unterschiedlichen Entwicklungsetappen sind auch aufgrund der erheblichen 
Altlastenkosten trotz verschiedenster Fördermöglichkeiten nicht ohne Auswirkungen auf den 
städtischen Haushalt geblieben. So hat die Stadt in erheblichem Umfang 
Vorfinanzierungsleistungen erbringen müssen, um die Maßnahme durchzuführen und musste 
einen wesentlichen Teil der Kosten der Maßnahme ohne Förderung finanzieren.  
 

Neben den öffentlich getätigten Investitionen durch Stadt, Land, Bund und Europäische Union 
wurden in erheblichem Umfang auch Investitionen durch private Investorinnen und Investoren 
getätigt.  Im Falle der Sanierung von Bestandsgebäuden können stellt die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme von Steuervorteilen (erhöhten Absetzungen für Herstellungskosten oder 
Anschaffungskosten bei Gebäuden in Sanierungsgebieten und städtebaulichen 
Entwicklungsbereichen nach § 7h des Einkommensteuergesetzes) einen besonderen Anreiz 
dar.  Grundlage hierfür ist der Abschluss einer Modernisierungsvereinbarung mit der Stadt vor 
Umsetzung der Maßnahme.  
 

In den Jahren zwischen 2004 und 2022 schlossen private Bauherrinnen und Bauherrn mit der 
Stadt bei über 20 Einzelbauvorhaben eine sogenannte Modernisierungsvereinbarung ab. Für 
den Großteil dieser Bauvorhaben wurden im Anschluss an durchgeführte Modernisierungen 
und Instandsetzungen Anträge auf Ausstellung von § 7h Bescheinigungen gestellt.  
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 3.6 Entwicklungsverfahren und Akteure 
 
Die klassischen Bestandteile des städtebaulichen Entwicklungsverfahrens sind gemäß § 165 
BauGB in Verbindung mit §§ 137 ff BauGB: 
 

- Die vorbereitenden Untersuchungen ï wurden für den Bereich der 
Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd mit Beschluss zur Durchführung der 
Voruntersuchungen vom 15.12.1993 eigeleitet. Das Ergebnis der vorbereitenden 
Untersuchungen bildet der Untersuchungsbericht vom 20.2.1995 ab. 

- Die förmliche Festlegung des Entwicklungsgebietes ï durch Satzung vom 23.10.1995 
- Die Bestimmung der Zwecke und Ziele der städtebaulichen Entwicklung ï Ausgehend 

von den Erkenntnissen aus den vorbereitenden Untersuchungen wurden im Rahmen 
der Entwicklungssatzung die Entwicklungsziele 1995 wie folgt formuliert: ĂZur Deckung 
des in der Stadt Halle vorhandenen dringenden und erheblichen Bedarfs an 
Wohnungen, zur Erweiterung der Martin-Luther-Universität und zur Ansiedlung 
anderer außeruniversitärer Einrichtungen, zur Schaffung von wohnungsnahmen 
Arbeitsstätten in Gewerbe-, Verwaltungs- und Dienstleistungseinrichtungen é wird im 
Rahmen einer stªdtebaulichen Neuordnung das Gebieté als stªdtebaulicher 
Entwicklungsbereich festgesetzt.ñ (Auszug aus der Entwicklungssatzung Heide-Süd). 
Die Entwicklungsziele wurden im Folgenden durch verschiedene informelle und 
formelle Planungen präzisiert,  

- Die städtebauliche Planung ï zur Präzisierung der Entwicklungsziele verzeichnet die 
Entwicklungsmaßnahme eine Reihe von städtebaulichen Planverfahren, wie dem 
Kooperativen Planverfahren für den 1. Bauabschnitt im Wohnungsbaubereich (1996), 
Rahmenplan Heide-Süd in mehreren Fortschreibungen, dem Gutachterverfahren zum 
Bertha-von-Suttner-Platz (1998), Europan-Wettbewerb 7 (2006) sowie darauf 
aufbauend die Planungsrechtschaffung mittels Angebotsbebauungspläne 

- Die Durchführung der Entwicklungsmaßnahme ï erfolgte in Heide-Süd ausgehend 
vom Beschluss des Stadtrates (damals Stadtverordnetenversammlung) im Zeitraum 
vom 23.10.1995 bis zum Zeitpunkt der Aufhebung. Mit der Durchführung verbunden 
sind alle organisatorischen, fiskalischen, sanierungstechnischen und baulichen 
MaÇnahmen, die aus der Konversionsflªche ĂGarnison Heideñ den j¿ngsten Stadtteil 
Halles haben entstehen lassen. 

- Der Abschluss der städtebaulichen Entwicklung ï erfolgt regelmäßig durch 
Aufhebungssatzung. Für die Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd wird die 
Aufhebungssatzung zur Beschlussfassung in den Stadtrat in seine Sitzung am é 
eingebracht, da die städtebauliche Entwicklung erfolgreich abgeschlossen worden ist. 
 

Träger der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme ist die Gemeinde, die sich gemäß § 167 
BauGB zur Erfüllung der äußerst umfangreichen und komplexen Aufgaben eines 
Entwicklungsträgers bedienen kann. 
 
Die Aufgaben des Entwicklungsträgers bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Entwicklungsmaßnahme Heide-Süd nahmen von 1995 ï 2001 die WestGkA Management 
Gesellschaft für kommunale Anlagen mbH (im Folgenden: WestGkA), 2001 -2015 die SALEG 
mbH und 2016-2024 die EVG (Entwicklungs- und Verwaltungsgesellschaft Halle) wahr. Die 
Aufgaben des treuhänderisch agierenden Entwicklungsträgers betrafen u.a. die Koordinierung 
der Altlastenuntersuchungen und ïsanierungen sowie der Untersuchungen zu Munition und 
Kampfmitteln, die Organisation und Betreuung der städtebaulichen Planung, das Akquirieren 
und die Betreuung von Fördermitteln, die Baureifmachung der Grundstücke,  die 
Ausschreibung und baubegleitende Betreuung der Erschließung und Renaturierung, die 
Weiterveräußerung der baureifen Grundstücke an Bauträger und Enderwerber, 
Öffentlichkeitsarbeit etc. 
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Abbildung 19: Ablaufschema einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 

 
Zur Koordinierung und Abstimmung der mit der Entwicklungsmaßnahme verbundenen 
Aufgaben wurde im gesamten Durchführungszeitraum das Instrument des zweiwöchentlich 
stattfindenden jour-fixes Heide-Süd genutzt, der regelmäßig die Akteure des 
Entwicklungsträgers, der Verwaltung und, entsprechend Themen und Bedarf, der 
Versorgungsträger, Nachauftragnehmer etc. an den gemeinsamen Beratungstisch brachte. 
Vierwöchentlich gab es eine Rückkopplung zur Leitungsebene des zuständigen 
Geschäftsbereiches Stadtentwicklung und Umwelt. 
 
Zum Zwecke der Koordinierung der Baumaßnahmen des Landes im Zuge der Entwicklung 
des naturwissenschaftlichen Universitätscampus´ existierte ein vergleichbares Gremium aus 
Vertreterinnen und Vertretern der Martin-Luther-Universität, des Landesbetriebes Bau, des 
Entwicklungsträgers und der Stadt Halle (Saale), das sich zur Abstimmung in den intensiven 
Vorbereitungs- und Bauphasen zweiwöchentlich, sonst nach Bedarf, zusammenfand. 
 
Investitionen und Maßnahmen im Bereich des Weinberg Campus´ Heide-Süd wurden bereits 
in einem sehr frühen Stadium der Entwicklungsmaßnahme zusammen mit der TGZ GmbH 
besprochen. Die mit Geschäftssitz in Heide-Süd, in der Heinrich-Damerow-Straße 3 ansässige 
städtische Tochter TGZ GmbH fungiert dabei als Verbindungsglied zwischen den im 
Technologie- und Gründerzentrum ansässigen potenziell ausgründungsfähigen Unternehmen 
und der Stadt als Träger der Entwicklungsmaßnahme. Gemeinsam mit dem 
Entwicklungsträger und den entsprechenden städtischen Fachbereichen werden daher die 
Entwicklungen für den Weinberg Campus federführend durch die TGZ GmbH mitgelenkt.  
 
Öffentliche Teilhabe am Prozess der Stadtteilentwicklung Heide-Süd erfolgte über 
verschiedene Formate. Im Folgenden werden auszugsweise verschiedenste 
Beteiligungsformate und Beispiele für Öffentlichkeitsarbeit beschrieben, die im Laufe der 
kurzen Geschichte des jüngsten Stadtteils Heide-Süd erfolgten bzw. stattfanden: 
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- Amtsblattveröffentlichungen zum Instrument der Entwicklungssatzung (1999) sowie 
zum bestehenden Angebot von baureifen Einfamilienhausgrundstücken (2011) 

- Eröffnung Spielschiff Heide-Süd am 5.5.2001 
- Stadtteilfest anlässlich der Fertigstellung der KONVER Maßnahmen am 16.6.2001 
- Bürgerversammlung zur Gestaltung des Grünen Dreiecks 2002 
- Gemeinsame Baumpflanzaktionen mit den Anwohnern - Grünes Dreieck, September 

2003 
- Publikation ĂZur Geschichte des Ortesñ ï Broschüre 2004 
- Ausstellung zu den Ergebnissen des EUROPAN 7 Wettbewerbs im Ratshof Juni 2004 
- Eröffnungsfeier Wasserspielplatz 2005 im Stadtteilpark Grünes Dreieck 
- Instrument der Bürgersprechstunden sowie der Stadtteilkonferenzen bzw. Bürgerforen 

zur direkten Rückkopplung mit Vertretenden der Stadtverwaltung ï Fragen u.a. zu 
Ansiedlungen im Technologiepark, verkehrsrechtlichen Anordnungen etc. 

- Bürgerinformationen zum aktuellen Baugeschehen Heide-Süd über Faltblätter 
Postwurfsendung und kostenlose Zeitschriften ĂHausartñ (Zeitraum 2005 ï 2012) 

- Quartiersbefragung des Leibnitz-Instituts für Länderkunde 2011 zu Motiven der 
Wohnstandortentscheidungen  

- Internetauftritt zum Stadtteil Heide-Süd 
- Vorstellung des Entwicklungsgebietes auf Messen u.a. SaaleBau ï jährlich 
- Beteiligung des Gestaltungsbeirats der Stadt Halle an öffentlichkeitswirksamen 

Investitionen, z.B. beim Center für Silizium Photovoltaik des Fraunhoferinstituts 2011 
bei den Investitionen der WG FroheZukunft in Yorkstraße und Blücherstraße 2014, zur 
Überarbeitung des Wettbewerbsergebnisses B-Plan Gebiet 32.6 im Jahr 2014  

- Straßenfeste auf Eigeninitiative der Anlieger im Stieger Weg 
- Namensfindung ĂWeinbergwiesenñ durch öffentlichen Aufruf in Tageszeitung/Amtsblatt 
- Internetplattform ĂSagËs uns einfachñ auf der stªdtischen Internetseite ï als Möglichkeit 
f¿r Feedbacks und ĂKummerkastenñ 

- Jeweils 2-fache Öffentlichkeitsbeteiligungen im Rahmen der Aufstellung der 
Teilbebauungspläne Heide-Süd, teilweise in Form von Bürgerversammlungen, 
grundsätzlich als Aushang in der Dienststelle und Veröffentlichung im Internet 

 
 

4 Überblick über die Zielerreichung der einzelnen Entwicklungsziele 
 
Im folgenden Kapitel soll die Erreichung der verschiedenen Entwicklungsziele Wohnen, 
Arbeiten und Forschen, Infrastruktur und Erholung noch einmal ausführlich dargelegt werden.  
 
 

4.1. Entwicklungsziel Wohnen/Wohnungsbau  
 
Mit der Ausweisung von attraktiven Bauflächen in Heide-Süd sollte der Suburbanisierung und 
dem Wegzug der Bevölkerung entgegengewirkt werden. Im Endausbau sollten hier 4000- 
5.000 Menschen in Ein- und Mehrfamilienhäusern wohnen. Inzwischen sind alle 
Wohnbereiche erschlossen und weitgehend bebaut. Insgesamt hat der neue Stadtteil 
inzwischen rund 4.500 Einwohnerinnen und Einwohner.  
 
Bauträgerfirmen als auch an Einzelbauherren. Im ersten Bauabschnitt von 1996-1999 lag der 
Schwerpunkt auf der Errichtung Mehrfamilienhäusern und Reihenhäusern mit kleinen 
Grundstücken.  Dabei wurde frühzeitig deutlich, dass die Planungen anpassungsfähig sein 
müssen. Während die ursprüngliche Konzeption für den Wohnungsbaubereich 
Geschosswohnungsbauten mit einem großstädtischen Charakter vorsah, musste festgestellt 
werden, dass eine Nachfrage für diese Wohnungstypen Ende der Neunzigerjahre des letzten 
Jahrhunderts kaum noch feststellbar war.  
 



26 
   

 
 
 
Als städtisches Gegengewicht zur zunehmenden Suburbanisierung erfolgte ab 2000 in den 
weiteren Bauabschnitten im Wesentlichen die Ausweisung von Einfamilienhausgrundstücken, 
um auch innerhalb der Stadtgrenzen attraktive Angebote für die gewünschte 
Eigentumsbildung machen zu können und somit Einwohner, dabei insbesondere junge 
Familien, in der Stadt halten zu können.  
 
Bei den realisierten Wohngebäuden handelt es sich überwiegend um Neubauten. Dennoch 
konnten einige historische Gebäude der ehemaligen Kasernennutzung auch in die Planung in 
den Wohngebieten einbezogen werden (s. Abb. 20, sanierte Gebäude in blau, Neubauten in 
rot dargestellt). Beispielgebend wurde der sogen. Denkmalhof, ein typisches Quartier 
bestehend aus Anstaltsgebäuden und einer ehemaligen Panzerhalle, saniert, zu 
Wohnungsbauzwecken ungenutzt und konnte dadurch komplett erhalten werden. Weitere 
sanierte historische Gebäude befinden sich bspw. in der Hermann-Burmeister-Straße, am 
Feldschlösschen und am Bertha-von-Suttner-Platz. 
 
Gegen Ende der 1990er Jahre nahm der Wegzug von Bauwilligen in den die Stadt Halle 
(Saale) umgebenden Saalekreis große Dimensionen an. Hierauf wollte die Stadt mit 
Angeboten attraktiven und preiswerten Baulandes innerhalb der Stadtgrenzen reagieren. 
Insbesondere der Verkauf von Grundstücken für Familien bedurfte daher zusätzlicher Anreize. 
Hierzu hat die Stadt das sogenannte 1000-Häuser-Programm entwickelt, das auch ca. 100 
Grundstücke in Heide-Süd umfasste. Obwohl diese deutlich teurer waren als in den  
Landkreisen, fanden diese Grundstücke reißenden Absatz. Die ersten Grundstücke mussten 
im Losverfahren vergeben werden, da es viel mehr Bewerber als zu diesem Zeitpunkt 
vorhandene baureife Grundstücke gab.  
 
Im selben Zeitraum Ende der 1990er Jahre gab es zunächst auch eine hohe Nachfrage nach 
verdichteten Formen des Wohnungsbaus, wie Mehrfamilienhäuser und Reihenhäuser. Diese 
wurden im ersten Bauabschnitt durch verschiedene lokal und national agierende 
Bauträgerfirmen errichtet und fast ausschließlich zur Selbstnutzung an Enderwerber 
abgegeben.  
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Abbildung 20 Gebäudebestand August 2024, Vergleich Sanierung und Neubau. Kartengrundlage: Abt. 
Stadtvermessung 
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Steckbrief 
 
Wohnungsbauprojekt Heidehof 
 

 

Adresse: Heidehof 
 
Baujahr 1934/35  
 Einweihung: 21.11.1935 
 Nutzung bis 1945:   
 Gebäude der 3.Kompanie:  

Stabsgebäude,  
Mannschaftsgebäude 
Kraftwagenhalle (Panzerhalle) 

Nutzung bis 1991:  
Unterkunftsgebäude 

 Garagen- und Werkstattgebäude 
 

 
 
Sanierung:  2002-2006  
 
Bebauungsplan: 32.1 Heide Süd, 1.Änderung 
 
Nutzung heute: (Mehrfamilien-) Wohnen 
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Bilder: historisch: Stadtarchiv Halle, alle weiteren: Stadt 
Halle, FB Städtebau und Bauordnung 
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Abbildung 21 Art der Bebauung. Kartengrundlage: Abt. Stadtvermessung 

 
 

 

 

Leider misslang der Versuch, im o.g. Sanierungsprojekt ĂDenkmalhof Heide-Südñ 
(genossenschaftliches Wohnen (also eine Wohnform, die zwischen dem klassischen Mieten 
und Kaufen angesiedelt ist) zu etablieren. Die eigens zu diesem Zweck 1998 gegründete 
Genossenschaft WOGENO Halle (Saale) (i.G.) erreichte nicht die Mindestanzahl an 
Genossenschaftsmitgliedern, die eine erfolgreiche Sanierung der unter Denkmalschutz 
stehenden Gebäude wirtschaftlich notwendig macht. Trotzdem kann der letztendlich 
gelungene Erhalt der Gebäude und die Nutzung als Mehrfamilienhäuser als Erfolg gewertet 
werden.  
 
Das Thema Mietwohnungsbau spielt insgesamt mit einzelnen Ausnahmen im 
Entwicklungsgebiet keine große Rolle. Als Mietwohnungsbau wurden Anfang 2000 Bebauung 
7 Mehrfamilienhäuser in Geschoßbauweise am Bad Harzburger Weg errichtet (ca.60 
Wohneinheiten). Die andere Ausnahme stellen drei mit viel Engagement und Aufwand 
vorbereitete Investitionen der halleschen Wohnungsgenossenschaft WG Frohe Zukunft dar, 
die ab 2013 am Heinrich-Lammasch-Platz, an der Blücherstraße und Yorkstraße moderne und 
zeitgemäß ausgestattete Wohnungen zur Vermietung errichtete. Zum Teil entstanden dabei 
auch Wohnungen und Wohnräume für alte Menschen und Pflegebedürftige, sodass hier auch 
sozialen Aspekten Rechnung getragen wurde und ein Beitrag zur sozialen Mischung der 
Anwohnerschaft geleistet werden konnte. 
 
Über den Anspruch des 1000-Häuser-Programms hinaus sollten insbesondere Familien mit 
Kindern zu den Heide-Süd Bauherrn gehören. Im Jahr 2006 legte die Stadt Halle (Saale) daher 
ein sogenanntes Familienmodell als Förderprogramm auf, dass auch die zum damaligen 
Zeitpunkt gerade abgeschaffte Eigenheimzulage des Bundes teilweise kompensieren sollte. 
Angeboten waren Heide-Süd Grundstücke in familienfreundlichen Größen zwischen 500 m² 
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und 550 m², deren Kaufpreis zu 20 % gefördert wurde. Im Ergebnis hat jedoch die angebotene 
Förderung nicht zu zusätzlichen Kaufentscheidungen von Familien mit Kindern geführt.  
 
Konzeptvergabe Geschosswohnungsbau Scharnhorststraße: 
Zur Sicherung eines hohen gestalterischen Anspruchs an die künftige Architektur im 
Entwicklungsgebiet wurde für Bauträgergrundstücke an der Scharnhorststraße im Jahr 2011 
eine Mehrfachbeauftragung von drei halleschen Architekturbüros durchgeführt. Die 
Beurteilung von den drei eingereichten Arbeiten für die dort geplanten straßenbegleitenden 
Mehrfamilienhäuser erfolgte durch eine Fachjury, die auch Mitglieder des Gestaltungsbeirats 
beinhaltete.  
 

 
Abbildung 22 Wohnen in Heide-Süd, Plakat zum Tag der Städtebauförderung 2015. Quelle: Stadt Halle (Saale), 
SALEG 

In einigen Bauabschnitten ließen sich Wohnbaugrundstücke aufgrund Ihrer Lage an der 
stärker befahrenen Scharnhorststraße oder aufgrund der topographischen Gegebenheiten 
(Hanglage) schwer bis gar nicht vermarkten. Um die Potentiale und Möglichkeiten der 
Bebaubarkeit dieser Grundstücke aufzuzeigen, hat die Stadt Halle 2014/2015 
Bebauungsstudien von einem Architekturbüro erstellen lassen. Dies betraf 
Einfamilienhausgrundstücke an der Scharnhorststraße, zwischen Nessel- und Schlehenweg 
und die nördlichen Grundstücke entlang des Jadeweges. Die Bebauungsvorschläge wurden 
im Rahmen der Vermarktung z.B. auf der mitteldeutschen Baumesse SaaleBAU vorgestellt. 
Dadurch konnten für alle Grundstücke Kaufinteressenten gewonnen werden, die die gezeigten 
Ideen auch baulich umgesetzt haben. Dieses Vorgehen erlaubte der Stadt, neben den 
Möglichkeiten durch Wettbewerbe oder Mehrfachbeauftragungen, aktiv auf die 
architektonische Gestaltung Einfluss zu nehmen. 
 
Konzeptvergabe Baugruppenmodel in 32.6: 
Im November 2018 hat die Stadt Halle (Saale) ein Konzeptvergabeverfahren zum Verkauf 
(alternativ auch Erbbaurecht) von 4 Grundstücken, zur Bebauung mit Mehrfamilienhäuser, an 
Baugruppen/ Baugemeinschaften/Selbstnutzer gestartet. Anlass waren u.a. die Ziele und Leit-
linien des 2018 beschlossenen Wohnungspolitischen Konzeptes der Stadt Halle (Saale), städ-






































